
Diese Konsequenz ergibt sich aus der Stellung dieser 
Bestimmungen innerhalb des § 33 StGB und aus ihrem 
Zusammenhang mit den übrigen Regelungen dieser 
Vorschrift.
Jede Neufestsetzung, Ergänzung oder Änderung der auf 
der Grundlage des 33 Abs. 3 und 4 StGB ausgesproche­
nen Verpflichtungen und Auflagen n a c h  Verkündung 
des Urteils würde eine Korrektur dieser Entscheidung 
des Gerichts bedeuten, die aber nur im Ergebnis eines 
Rechtsmittel- oder Kassationsverfahrens möglich ist. 
Die Unzulässigkeit des Ausspruchs von Verpflichtun­
gen und Auflagen gemäß § 33 Abs. 3 und 4 StGB nach 
der Urteilsverkündung berührt jedoch in keiner Weise 
die Wahrnehmung der gesetzlichen Möglichkeiten und 
Pflichten, die das Gericht erster Instanz zur Ausübung 
einer wirksamen Kontrolle der Verwirklichung der Ver­
urteilung auf Bewährung nach § 342 Abs. 1 bis 5 StPO 
und §§ 12 bis 15 der 1. DB zur StPO vom 20. März 1975 
(GBl. I S. 285) hat. Die Maßnahmen zur Kontrolle der 
Verwirklichung der Verurteilung auf Bewährung unter­
scheiden sich nach Art, Umfang und Ziel wesentlich 
von den Verpflichtungen und Auflagen gemäß § 33 
Abs. 3 und 4 StGB. Sie sind nicht im Urteil auszuspre­
chen, sondern im Zusammenhang mit der Verurteilung 
gesondert festzulegen und aktenkundig zu machen (§ 342 
Abs. 2 StPO). Sie können entsprechend den Erforder­
nissen zur Gewährleistung einer wirksamen erzieheri­
schen Einflußnahme auf den Angeklagten während der 
Bewährungszeit auch geändert und erweitert werden. 
Im Zusammenhang mit der Erteilung einer Verwarnung 
gemäß § 342 Abs. 5 StPO ist als disziplinierende Maß­
nahme auch die Verpflichtung des Angeklagten zur Lei­
stung von unbezahlter gemeinnütziger Arbeit in der 
Freizeit bis zur Dauer von sechs Arbeitstagen zulässig. 
Diese Maßnahme hat das Ziel, dem Angeklagten mit 
dem gebotenen Nachdruck bewußt zu machen, daß er 
die mit der Verurteilung auf Bewährung an ihn ge­
stellten staatlichen Anforderungen zu erfüllen hat. Sie 
dient also der V e r w i r k l i c h u n g  der Verurteilung 
auf Bewährung einschließlich der mit ihr verbundenen 
Verpflichtungen und Auflagen. H. W.

*

Darf die Berichterstattung des auf Bewährung Verur­
teilten vor dem Gericht über die Erfüllung der ihm 
auf erlegten Pflichten ( § 3 3  Abs. 4 Z i f f .  6 StGB) auch 
durch einen Schöffen entgegengenommen werden?
Es ist ein wichtiges rechtspolitisches Anliegen der 
StPO-Novelle, die Schöffen stärker an der Verwirk­
lichung der Verurteilung auf Bewährung einschließlich 
der damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen 
zu beteiligen. Das entspricht der grundsätzlichen Rege­
lung der Aufgaben der Schöffen im Strafverfahren (§ 52 
StPO). Es findet seinen Ausdruck insbesondere in der 
unmittelbaren Mitwirkung der Schöffen bei der Kon­
trolle der Verwirklichung der Verurteilung auf Bewäh­
rung die in § 342 Abs. 1 StPO ausdrücklich hervorge­
hoben ist.
Dieser gesetzlichen Orientierung trägt § 15 Abs. 1 Satz 2 
der 1. DB zur StPO Rechnung, indem er bestimmt, daß 
der Bericht des Verurteilten über die Erfüllung der 
ihm durch das Gericht auferlegten Verpflichtungen auch 
durch einen Schöffen entgegengenommen werden kann. 
Der Schöffe muß zur Entgegennahme des Berichts je­
doch von dem Vorsitzenden des Gerichts, das den Ver­
urteilten zur Berichterstattung verpflichtet hat, beauf­
tragt worden sein. Mit der Entgegennahme des Berichts 
kann der Vorsitzende sowohl einen beim Gericht im 
Einsatz befindlichen Schöffen als auch einen Schöffen 
beauftragen, der zu diesem Zeitpunkt nicht an der 
Rechtsprechung des Gerichts teilnimmt.
Bei der Beauftragung muß der Gerichtsvorsitzende den 
Schöffen darüber informieren, zu welchen Pflichten der 
Verurteilte zu berichten hat und welche Festlegungen 
gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 der 1. DB zur StPO über den 
Zeitpunkt und die Form der Berichterstattung getroffen 
sind.
Hat der Verurteilte den Bericht mündlich zu erstatten, 
muß der beauftragte Schöffe gewährleisten, daß der Ge­
richtsvorsitzende über den wesentlichen Inhalt des Be­

richts unterrichtet wird. Ist der Verurteilte zur schrift­
lichen Berichterstattung verpflichtet, hat der Schöffe 
darauf zu achten, daß der Bericht durch den für die er­
zieherische Einwirkung auf den Verurteilten verant­
wortlichen Leiter (§ 32 StGB) oder den Leiter des Ar­
beitskollektivs des Verurteilten bestätigt ist (§ 15 Abs. 1 
Satz 3 der 1. DB zur StPO). Der Schöffe muß auch dafür 
Sorge tragen, daß der schriftliche Bericht unverzüglich 
an den Vorsitzenden des Gerichts weitergeleitet wird. 
Auf der Grundlage dieser Informationen kann der Vor­
sitzende des Gerichts prüfen, ob und in welchem Um­
fang der Verurteilte die ihm auferlegten Pflichten er­
füllt hat. Erforderlichenfalls kann er notwendige wei­
tere Maßnahmen treffen, um den Verurteilten zur exak­
ten Erfüllung seiner Pflichten zu veranlassen (vgl. § 15 
Abs. 2 der 1. DB zur StPO).
Die Beauftragung anderer Mitarbeiter des Gerichts, 
z. B. des Sekretärs, mit der Entgegennahme des Berichts 
des Verurteilten ist nicht zulässig. H. W.

*

Kann eine Jahresendprämie noch für das vorangegan­
gene Jahr unterhaltserhöhend wirken?
Die zu Beginn eines Jahres gezahlte Jahresendprämie 
ist das Ergebnis erfolgreicher Arbeit im vorangegange­
nen Jahr und zählt deshalb auch zu den Arbeitsein­
künften dieses Jahres. Sie ist daher grundsätzlich bei 
der Bemessung des für das vorangegangene Jahr zu 
zahlenden Unterhalts zu berücksichtigen.
In folgendem Beispiel ist das für jedermann ohne wei­
teres erkennbar: Das Kind wurde im Jahre 1974 oder 
früher geboren; der Unterhalt wird aber erst n a c h  
Zahlung der Jahresendprämie für 1974 im Frühjahr 1975 
festgelegt Zur Zeit der Unterhaltsregelung steht damit 
fest, daß und in welcher Höhe dem Unterhaltsverpflich­
teten eine Jahresendprämie für 1974 gezahlt worden 
ist. Der auf einen Monat entfallende Teilbetrag dieser 
Jahresendprämie wird dem anrechenbaren Nettoein­
kommen des Unterhaltsverpflichteten hinzugerechnet 
und so der Unterhaltsbetrag bereits für das Jahr 1974 
ab Geburt des Kindes bestimmt.
Wird der Unterhalt für das Jahr 1974 vor der Zahlung 
der Jahresendprämie für 1974 festgelegt, dann greift das 
Gericht für die Berechnung des vollständigen anrechen­
baren Nettoeinkommens auf die Jahresendprämie für 
1973 zurück, die in der Regel etwa dem Betrag ent­
spricht, der auch im folgenden Jahr gezahlt wird. Die­
ses Zurückgreifen auf eine frühere Jahresendprämie 
dient aber lediglich als Hilfsmittel zur Berechnung des 
Nettoeinkommens des Unterhaltsverpflichteten; es än­
dert nichts daran, daß tatsächlich — und zwar vorge­
zogen — die Jahresendprämie für 1974 bei der Bemes­
sung des Unterhalts für das gleiche Jahr berücksichtigt 
wird.
Erhält ein seit längerer Zeit Unterhaltsverpflichteter 
infolge Berufswechsels das erste Mal eine Jahresend­
prämie und erhöht sich dadurch sein Nettoeinkommen 
wesentlich — was im allgemeinen der Fall ist —, so muß 
er auch entsprechend höheren Unterhalt zahlen. Nur 
sollte dieser, von Ausnahmen abgesehen, nicht rück­
wirkend festgelegt werden. Es muß, sofern nicht beson­
dere Gründe für eine andere Auffassung sprechen, da­
von ausgegangen werden, daß der Unterhaltsverpflich­
tete die notwendige Gewißheit über Auszahlung und 
Höhe der Jahresendprämie für das vorangegangene 
Jahr und damit über die wesentliche Veränderung der 
für die Unterhaltsverpflichtung maßgeblichen Verhält­
nisse (§ 22 Abs. 2 FGB) nicht schon in diesem Jahr 
gehabt hat. Demzufolge kann im Streitfall der Unter­
halt frühestens ab 1. Januar des Jahres erhöht werden, 
in dem erstmalig die Jahresendprämie gezahlt wird.

Dr. F. T.
*

Welchen Einfluß hat die Lehrlingsvergütung auf die 
Höhe des dem Lehrling zustehenden Unterhalts?
Der Lebensbedarf junger Menschen, die in der Regel 
im Alter von über 16 Jahren eine Lehre aufnehmen und 
in Ausübung beruflicher Tätigkeit allmählich in ihre 
wirtschaftliche Selbständigkeit hineinwachsen, erhöht 
sich beträchtlich. Deshalb können die Richtsätze der
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